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Gesetzentwurf 
 
der Landesregierung 
 
 
Siebtes Gesetz zur Änderung des Polizeigesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen 
 
A Problem 
 
a) Das Innenministerium wird zum Erlass einer Rechtsverordnung zur Regelung des Vollzugs 
des Polizeigewahrsams ermächtigt. Das Rechtsregime des Gewahrsamsvollzugs wird in 
Deutschland seit jeher im Wege untergesetzlicher Verwaltungsvorschriften ausgestaltet; so 
auch in Nordrhein-Westfalen in Gestalt der Polizeigewahrsamsordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (RdErl. d. Innenministeriums - 43.57.01.08 - v. 20.3.2009). Um der hohen Be-
deutung der Betroffenenrechte gerade bei der eingriffsintensiven Freiheitsentziehung nicht nur 
auf Umsetzungsebene, sondern auch im Polizeigesetz Rechnung zu tragen, sollen die Voll-
zugsvorschriften nun rechtsverbindlich auf der Rechtsquellenebene der Rechtsverordnung ge-
regelt werden.  
 
b) Aufgrund des großen Umfanges und der Bandbreite der polizeilichen Aufgaben und der 
gestiegenen aktuellen Herausforderungen, etwa durch die terroristische Gefährdungslage, 
muss der Einsatz von Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten auf Aufgaben fokussiert wer-
den, deren Wahrnehmung die in der polizeilichen Ausbildung erworbenen spezifischen Fähig-
keiten und Kenntnisse erfordert. Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte sollen daher im Ge-
wahrsamsdienst entlastet werden, indem nun auch Bedienstete, die keine Polizeivollzugsbe-
amtinnen und -beamte sind, hier eingesetzt werden können. Um diesen, in anderen Ländern 
schon seit Langem zulässigen Einsatz auch von Nicht-Beamten bei der polizeilichen Aufga-
benerfüllung in Nordrhein-Westfalen zu ermöglichen, wird eine entsprechende Rechtsgrund-
lage im PolG geschaffen.  
 
c) Mit dem Gesetz wird auch die Befristung der in § 15c geregelten Maßnahme der Datener-
hebung durch den Einsatz körpernah getragener Aufnahmegeräte (sog. Bodycams) aufgeho-
ben. § 15c ist am 15. Dezember 2016 in Kraft getretenen und tritt am 31. Dezember 2019 
außer Kraft, falls der Landtag diese Vorschrift nicht zuvor entfristet. Ausschlaggebend für die 
befristete Einführung waren die hohen Fallzahlen von Gewaltdelikten gegen Polizeivollzugs-
beamtinnen und -beamte. Insoweit gibt es jedoch keinen Anlass, den dauerhaften Einsatz von 
Bodycams als präventives Mittel zur Reduzierung dieser Gewaltdelikte in Frage zu stellen. In 
Nordrhein-Westfalen nimmt die Gewalt gegen Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte seit 
Jahren stetig zu und hat ein besorgniserregendes Ausmaß erreicht.  
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Die Vorschrift und deren praktische Auswirkungen wurden zudem mittlerweile gemäß dem in 
§ 15c Abs. 9 Satz 1 PolG näher spezifizierten gesetzlichen Auftrag evaluiert. Zum Ergebnis 
der Evaluierung siehe den entsprechenden Bericht an den Landtag (Vorlage 17/2315 vom 
31.07.2019).  
 
d) Im Zusammenhang mit automatisierten Kraftfahrzeugkennzeichenkontrollen hat das 
BVerfG am 18. Dezember 2018 entschieden, dass Identitätskontrollen an polizeilichen Kon-
trollstellen zur Verhütung von versammlungsrechtlichen Straftaten einen Eingriff in die Ver-
sammlungsfreiheit aus Art. 8 des Grundgesetzes darstellen und daher dem Zitiergebot unter-
fallen können (BVerfG Beschlüsse vom 18. Dezember 2018 - 1 BvR 2795/09 u. 1 BvR 3187/10, 
Rn. 62). Wenngleich die Beschlüsse unmittelbar nur die Rechtslage in Baden-Württemberg 
und Hessen betreffen, so kommt den Entscheidungen grundsätzliche Bedeutung zu. Daher 
wird Art. 8 des Grundgesetzes nun auch in die Zitiervorschrift des PolG aufgenommen. 
 
e) Schließlich dient das Gesetz noch der Einfügung redaktioneller Änderungen bzw. Klarstel-
lungen.  
 
 
B Lösung 
 
Die notwendigen Änderungen werden mittels einer Einzelnovelle umgesetzt. Wesentlicher In-
halt des Gesetzes ist:  
 
1. Schaffung einer Verordnungsermächtigung für den Erlass von Regelungen zum Vollzug des 
Polizeigewahrsams,  
 
2. Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für den Einsatz von Angestellten im öffentlichen 
Dienst im Polizeigewahrsam,  
 
3. Entfristung der in § 15c PolG geregelten Maßnahme der Datenerhebung durch den Einsatz 
körpernah getragener Aufnahmegeräte (sog. Bodycams),  
 
4. Aufnahme des Art. 8 des Grundgesetzes in die Zitiervorschrift des PolG. 

 
 

C Alternativen 
 
Keine.  
 
 
D Kosten 
 
 
E Zuständigkeit 
 
Zuständig ist das Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen.  
 
 
F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und Ge-

meindeverbände 
 
Keine. 
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G  Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte 
 
Keine. 
 
 
H Geschlechterdifferenzierte Betrachtung der Auswirkungen 
 
Keine Auswirkungen. 
 
 
I Befristung 
 
Das Gesetz enthält keine Befristung. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 

Gesetzentwurf der Landesregierung  Auszug aus den geltenden Gesetzes-
bestimmungen 

   
Siebtes Gesetz zur Änderung des  

Polizeigesetzes des Landes  
Nordrhein-Westfalen 

  

   
Artikel 1 

 
 

  

   
Das Polizeigesetz des Landes Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 25. Juli 2003 (GV. NRW. S. 441), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
18. Dezember 2018 (GV. NRW. S. 741, ber. 
2019 S. 23) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:  
 

 Polizeigesetz des Landes 
Nordrhein-Westfalen (PolG NRW) 

   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. In § 7 werden nach den Wörtern „Frei-

heit der Person (Artikel 2 Abs. 2 des 
Grundgesetzes),“ die Wörter „Versamm-
lungsfreiheit (Artikel 8 des Grundgeset-
zes),“ eingefügt.  

 

 § 7 
Einschränkung von Grundrechten 

 
Durch dieses Gesetz werden die Grund-
rechte auf 
 
informationelle Selbstbestimmung (Artikel 2 
Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 1 Absatz 
1 des Grundgesetzes), 
 
Leben und körperliche Unversehrtheit (Arti-
kel 2 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes), 
 
Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 des 
Grundgesetzes), 
 
Fernmeldegeheimnis (Artikel 10 Absatz 1 
des Grundgesetzes), 
 
Freizügigkeit (Artikel 11 des Grundgesetzes) 
und 
 
Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 
des Grundgesetzes) 
 
eingeschränkt. 
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2. In § 15b Satz 5 wird die Angabe „Abs. 6 

und 7“ durch die Angabe „Abs. 2 und 3“ 
ersetzt.  

 

 § 15b  
Datenerhebung zur Eigensicherung 

 
Die Polizei kann zur Abwehr einer Gefahr im 
Sinne des § 1 Abs. 1 zum Zwecke der Eigen-
sicherung bei Personen- oder Fahrzeugkon-
trollen Bildaufnahmen und -aufzeichnungen 
durch den Einsatz optisch-technischer Mittel 
in Fahrzeugen der Polizei herstellen. Der 
Einsatz der optisch-technischen Mittel ist, 
falls nicht offenkundig, durch geeignete Maß-
nahmen erkennbar zu machen oder der be-
troffenen Person mitzuteilen. Die Bildauf-
zeichnungen sind am Tage nach dem Anfer-
tigen zu löschen. Dies gilt nicht, wenn die 
Aufzeichnungen zur Verfolgung von Strafta-
ten oder Ordnungswidrigkeiten benötigt wer-
den. § 24 Abs. 6 und 7 bleibt unberührt. 

 

   
3. § 15c wird wie folgt geändert:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 15c 
Datenerhebung durch den Einsatz kör-

pernah getragener Aufnahmegeräte 
 
(1) Die Polizei kann bei der Durchführung 
von Maßnahmen zur Gefahrenabwehr und 
zur Verfolgung von Straftaten oder Ord-
nungswidrigkeiten mittels körpernah getra-
gener Aufnahmegeräte offen Bild- und 
Tonaufzeichnungen anfertigen, wenn Tatsa-
chen die Annahme rechtfertigen, dass dies 
zum Schutz von Polizeivollzugsbeamtinnen 
und Polizeivollzugsbeamten oder Dritten ge-
gen eine konkrete Gefahr für Leib oder Le-
ben erforderlich ist. Die Erhebung personen-
bezogener Daten kann auch dann erfolgen, 
wenn Dritte unvermeidbar betroffen sind. 
Über die Anfertigung der technischen Auf-
zeichnungen entscheidet die das Aufnahme-
gerät tragende Polizeivollzugsbeamtin oder 
der das Aufnahmegerät tragende Polizeivoll-
zugsbeamte anhand der konkreten Um-
stände des Einzelfalls. 
 
(2) In Wohnungen (§ 41 Absatz 1 Satz 2) ist 
die Anfertigung von technischen Aufzeich-
nungen bei der Durchführung von Maßnah-
men zur Gefahrenabwehr und zur Verfol-
gung von Straftaten oder Ordnungswidrigkei-
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a) Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst:  

 
„Dies gilt nicht, wenn die Aufzeich-
nungen 
 
1. zur Gefahrenabwehr, 
 
2. zur Verfolgung von Straftaten  
oder Ordnungswidrigkeiten oder  
 
3. auf Verlangen der betroffenen 
Person für die Überprüfung der 
Rechtmäßigkeit von aufgezeichne-
ten polizeilichen Maßnahmen  
 
benötigt werden.“  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ten nur zulässig, wenn Tatsachen die An-
nahme rechtfertigen, dass dies zum Schutz 
von Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizei-
vollzugsbeamten oder Dritten gegen eine 
dringende Gefahr für Leib oder Leben erfor-
derlich ist. Über die Anfertigung der techni-
schen Aufzeichnungen in Wohnungen ent-
scheidet außer bei Gefahr im Verzug die den 
Einsatz leitende Polizeivollzugsbeamtin oder 
der den Einsatz leitende Polizeivollzugsbe-
amte. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 
 
(3) Der Einsatz der Aufnahmegeräte ist 
durch geeignete Maßnahmen erkennbar zu 
machen und den betroffenen Personen mit-
zuteilen. Bei Gefahr im Verzug kann die Mit-
teilung unterbleiben. Aufzeichnungen sind 
unzulässig in Bereichen, die der Ausübung 
von Tätigkeiten von Berufsgeheimnisträgern 
nach §§ 53 und 53a der Strafprozessord-
nung dienen. Aufzeichnungen werden ver-
schlüsselt sowie manipulationssicher gefer-
tigt und aufbewahrt. 
 
(4) Die nach Absatz 1 und 2 angefertigten 
Aufzeichnungen sind zwei Wochen nach ih-
rer Anfertigung zu löschen. Dies gilt nicht, 
wenn die Aufzeichnungen zur Gefahrenab-
wehr oder zur Verfolgung von Straftaten oder 
Ordnungswidrigkeiten benötigt werden. Über 
die Löschung entscheidet die aufzeichnende 
Beamtin oder der aufzeichnende Beamte mit 
Zustimmung einer oder eines Vorgesetzten. 
Für die Verwertung der aus Aufzeichnungen 
nach Absatz 2 erlangten Erkenntnisse gilt 
Absatz 6. § 32 Absatz 3 bleibt unberührt. 
 
 
 
 
 
 
 
(5) Die Aufzeichnung personenbezogener 
Daten, die dem Kernbereich privater Lebens-
gestaltung zuzurechnen sind, ist unzulässig. 
Der Aufzeichnungsvorgang ist unverzüglich 
zu unterbrechen, sofern sich während der 
Aufzeichnung tatsächliche Anhaltspunkte 
dafür ergeben, dass Daten, die dem Kernbe-
reich privater Lebensgestaltung zuzurech-
nen sind, erfasst werden. Aufzeichnungen 
über solche Äußerungen und Handlungen 
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b)  Absatz 9 wird aufgehoben. 

sind unverzüglich zu löschen. Nach einer 
Unterbrechung darf die Aufzeichnung nur 
fortgesetzt werden, wenn auf Grund geän-
derter Umstände davon ausgegangen wer-
den kann, dass die Gründe, die zur Unterbre-
chung geführt haben, nicht mehr vorliegen. 
 
(6) Eine Verwertung der nach Absatz 2 sowie 
der nach Absatz 5 Satz 4 erlangten Erkennt-
nisse ist zum Zweck der Gefahrenabwehr 
nur zulässig, wenn zuvor die Rechtmäßigkeit 
der Maßnahme richterlich festgestellt ist. Bei 
Gefahr im Verzug ist die richterliche Ent-
scheidung unverzüglich nachzuholen. Bei 
Weitergabe der Daten ist zu vermerken, 
dass sie aus einer Maßnahme nach Absatz 
2 herrühren. Nach einer Übermittlung an 
eine andere Stelle ist die Kennzeichnung 
durch diese aufrecht zu erhalten. Die Rege-
lungen der Strafprozessordnung bleiben un-
berührt. 
 
(7) § 24 Absatz 2 und 3 bleibt unberührt. 
 
(8) Maßnahmen nach Absatz 1 bis 6 sind zu 
dokumentieren. Näheres regelt das für Inne-
res zuständige Ministerium durch Verwal-
tungsvorschrift.  
 
(9) Die Auswirkungen dieser Vorschrift und 
die praktische Anwendung werden bis zum 
30. Juni 2019 durch die Landesregierung un-
ter Mitwirkung einer oder eines unabhängi-
gen sozialwissenschaftlichen Sachverstän-
digen und einer oder eines polizeiwissen-
schaftlichen Sachverständigen geprüft. Die 
Landesregierung berichtet dem Landtag 
über das Ergebnis der Evaluierung. § 15c tritt 
am 31. Dezember 2019 außer Kraft. 

   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 19 
Datenerhebung 

durch den Einsatz von Personen, 
deren Zusammenarbeit mit der Polizei 

Dritten nicht bekannt ist 
 
(1) Die Polizei kann personenbezogene Da-
ten erheben durch den Einsatz von Perso-
nen, deren Zusammenarbeit mit der Polizei 
Dritten nicht bekannt ist, 
 

1. über die in den §§ 4 und 5 genannten 
und unter den Voraussetzungen des § 6 
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4. § 19 Absatz 2 Satz 2 wird aufgehoben. 

über die dort genannten Personen, 
wenn dies zur Abwehr einer gegenwärti-
gen Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit 
einer Person erforderlich ist, 

 
2. über Personen, soweit Tatsachen die 
Annahme rechtfertigen, dass diese Per-
sonen Straftaten von erheblicher Bedeu-
tung begehen wollen, sowie über deren 
Kontakt- oder Begleitpersonen, wenn 
die Datenerhebung zur vorbeugenden 
Bekämpfung dieser Straftaten erforder-
lich ist. 

 
Dabei dürfen auch personenbezogene Da-
ten über andere Personen erhoben werden, 
soweit dies erforderlich ist, um eine Datener-
hebung nach Satz 1 durchführen zu können. 
§ 16a Absatz 1 Satz 3 bis 5 sowie § 17 Ab-
satz 4 gelten entsprechend. 
 
(2) Der Einsatz von Personen, deren Zusam-
menarbeit mit der Polizei Dritten nicht be-
kannt ist, darf nur durch die Behördenleiterin 
oder den Behördenleiter oder eine von ihnen 
beauftragte Leitungsperson des höheren Po-
lizeivollzugsdienstes angeordnet werden. 
§ 16a Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt entspre-
chend. 

   
5.  § 20c wird wie folgt geändert:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 20c 
Datenerhebung durch die Überwachung 

der laufenden Telekommunikation 
 
(1) Die Polizei kann ohne Wissen der be-
troffenen Person die laufende Telekommuni-
kation einer Person überwachen und auf-
zeichnen, 
 

1. die nach den §§ 4 oder 5 verantwort-
lich ist, wenn dies zur Abwehr einer ge-
genwärtigen Gefahr für den Bestand o-
der die Sicherheit des Bundes oder ei-
nes Landes oder für Leib oder Leben ei-
ner Person geboten ist, 

 
2. deren individuelles Verhalten die kon-
krete Wahrscheinlichkeit begründet, 
dass sie innerhalb eines übersehbaren 
Zeitraums auf eine zumindest ihrer Art 
nach konkretisierte Weise eine terroristi-
sche Straftat nach § 8 Absatz 4 begehen 
wird, 
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3. bei der bestimmte Tatsachen die An-
nahme rechtfertigen, dass sie für eine 
Person nach Nummer 1 bestimmte oder 
von dieser herrührende Mitteilungen 
entgegennimmt oder weitergibt, oder 

 
4. bei der bestimmte Tatsachen die An-
nahme rechtfertigen, dass eine Person 
nach Nummer 1 deren Telekommunika-
tionsanschluss oder Endgerät benutzen 
wird  

 
und die Abwehr der Gefahr oder Verhütung 
der Straftaten auf andere Weise aussichtslos 
oder wesentlich erschwert wäre. Die Maß-
nahme darf auch durchgeführt werden, wenn 
andere Personen unvermeidbar betroffen 
werden. 
 
(2) Die Überwachung und Aufzeichnung der 
Telekommunikation darf ohne Wissen der 
betroffenen Person in der Weise erfolgen, 
dass mit technischen Mitteln in von der be-
troffenen Person genutzte informationstech-
nische Systeme eingegriffen wird, wenn 
 

1. durch technische Maßnahmen sicher-
gestellt ist, dass ausschließlich laufende 
Telekommunikation überwacht und auf-
gezeichnet wird und 
 
2. der Eingriff in das informationstechni-
sche System notwendig ist, um die 
Überwachung und Aufzeichnung der Te-
lekommunikation insbesondere auch in 
unverschlüsselter Form zu ermöglichen.  

 
(3) Bei Maßnahmen nach Absatz 2 ist sicher-
zustellen, dass 
 

1. an dem informationstechnischen Sys-
tem nur Veränderungen vorgenommen 
werden, die für die Datenerhebung un-
erlässlich sind und  
 
2. die vorgenommenen Veränderungen 
bei Beendigung der Maßnahme, soweit 
technisch möglich, automatisiert rück-
gängig gemacht werden.  

 
Das eingesetzte Mittel ist gegen unbefugte 
Nutzung zu schützen. Kopierte Daten sind 
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gegen Veränderung, unbefugte Löschung 
und unbefugte Kenntnisnahme zu schützen. 
 
(4) Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 
dürfen nur auf Antrag der Behördenleitung o-
der deren Vertretung durch das Amtsgericht, 
in dessen Bezirk die Polizeibehörde ihren 
Sitz hat, angeordnet werden. Für das Verfah-
ren gelten die Vorschriften des Gesetzes 
über das Verfahren in Familiensachen und in 
den Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit entsprechend. 
 
(5) Im Antrag sind anzugeben: 
 

1. die Person, gegen die sich die Maß-
nahme richtet, soweit möglich, mit Name 
und Anschrift, 
 
2. die Rufnummer oder eine andere 
Kennung des zu überwachenden An-
schlusses oder des Endgeräts, sofern 
sich nicht aus bestimmten Tatsachen 
ergibt, dass diese zugleich einem ande-
ren Endgerät zugeordnet ist, 
 
3. Art, Umfang und Dauer der Maß-
nahme, 
 
4. im Falle des Absatzes 2 auch eine 
möglichst genaue Bezeichnung des in-
formationstechnischen Systems, in das 
zur Datenerhebung eingegriffen werden 
soll, sowie die Bezeichnung des Herstel-
lers und der Softwareversion des einzu-
setzenden technischen Mittels, 
 
5. der Sachverhalt und 
 
6. eine Begründung. 

 
(6) Die Anordnung des Gerichts ergeht 
schriftlich. In ihr sind anzugeben: 

 
1. eine Kennung des Kommunikations-
anschlusses oder des Endgeräts, bei 
dem die Datenerhebung durchgeführt 
wird,  
 
2. im Falle des Absatzes 2 zusätzlich 
eine möglichst genaue Bezeichnung des 
informationstechnischen Systems, in 
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das zur Datenerhebung eingegriffen 
werden soll.  

 
Im Übrigen gilt § 18 Absatz 2 Satz 3 mit Aus-
nahme der Bezeichnung der betroffenen 
Wohnung entsprechend. Die Anordnung ist 
auf höchstens drei Monate zu befristen. Eine 
Verlängerung um jeweils nicht mehr als drei 
weitere Monate ist zulässig, soweit die Vo-
raussetzungen der Anordnung unter Berück-
sichtigung der gewonnenen Erkenntnisse 
fortbestehen. Liegen die Voraussetzungen 
der Anordnung nicht mehr vor, sind die auf-
grund der Anordnung ergriffenen Maßnah-
men unverzüglich zu beenden. § 18 Absatz 
2 Satz 5 bis 9 gilt entsprechend.  
 
(7) Aufgrund der Anordnung hat jeder, der 
Telekommunikationsdienste erbringt oder 
daran mitwirkt (Diensteanbieter), der Polizei 
die Maßnahmen nach Absatz 1 zu ermögli-
chen und die erforderlichen Auskünfte unver-
züglich zu erteilen. Ob und in welchem Um-
fang hierfür Vorkehrungen zu treffen sind, 
bestimmt sich nach dem Telekommunikati-
onsgesetz und der Verordnung über die 
technische und organisatorische Umsetzung 
von Maßnahmen zur Überwachung der Te-
lekommunikation. Für die Entschädigung der 
Diensteanbieter ist § 23 des Justizvergü-
tungs- und -entschädigungsgesetzes ent-
sprechend anzuwenden. 
 
(8) Liegen tatsächliche Anhaltspunkte für die 
Annahme vor, dass durch eine Maßnahme 
nach den Absätzen 1 und 2 allein Erkennt-
nisse aus dem Kernbereich privater Lebens-
gestaltung erlangt würden, ist die Maß-
nahme unzulässig. Soweit im Rahmen von 
Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 ne-
ben einer automatischen Aufzeichnung eine 
unmittelbare Kenntnisnahme erfolgt, ist die 
Maßnahme unverzüglich zu unterbrechen, 
soweit sich während der Überwachung tat-
sächliche Anhaltspunkte dafür ergeben, 
dass Inhalte, die dem Kernbereich privater 
Lebensgestaltung zuzurechnen sind, erfasst 
werden. Erkenntnisse aus dem Kernbereich 
privater Lebensgestaltung, die durch eine 
Maßnahme nach den Absätzen 1 und 2 er-
langt worden sind, dürfen nicht verwertet 
werden. Aufzeichnungen hierüber sind un-
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a)  In Absatz 8 Satz 7 werden die Wör-

ter „oder sechs Monate nach Ertei-
lung der gerichtlichen Zustimmung 
nach § 33 Absatz 4 Satz 7“ gestri-
chen.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

b)  Absatz 12 wird Absatz 10.   

verzüglich zu löschen. Die Tatsachen der Er-
fassung der Daten und der Löschung sind zu 
dokumentieren. Die Dokumentation darf aus-
schließlich für Zwecke der Datenschutzkon-
trolle gemäß § 33c verwendet werden. Sie ist 
sechs Monate nach der Benachrichtigung 
nach § 33 Absatz 2 Satz 1 oder sechs Mo-
nate nach Erteilung der gerichtlichen Zustim-
mung nach § 33 Absatz 4 Satz 7 zu löschen. 
Ist die Datenschutzkontrolle noch nicht been-
det, ist die Dokumentation bis zu ihrem Ab-
schluss aufzubewahren. Im Übrigen gilt § 18 
Absatz 3 Satz 3 und Absatz 4 Satz 2 bis 7 
entsprechend. 
 
(9) Bei der Erhebung von Daten nach den 
Absätzen 1 und 2 sind die in § 33b Absatz 1 
und 2 genannten Angaben zu protokollieren. 
Im Falle des Absatzes 2 sind darüber hinaus 
folgende Angaben zu protokollieren: 
 

1. Angaben zur Identifizierung des infor-
mationstechnischen Systems und die 
daran vorgenommenen, nicht nur flüch-
tigen Veränderungen, 
 
2. Angaben zum Hersteller des zur Da-
tenerhebung eingesetzten Mittels und 
zur eingesetzten Softwareversion. 

 
(10) (weggefallen) 
 
(11) (weggefallen) 
 
(12) Die Landesregierung überprüft die Wirk-
samkeit der Vorschrift bis zum 31. Dezember 
2022 und berichtet dem Landtag über das 
Ergebnis der Evaluierung. § 20c tritt am 31. 
Dezember 2023 außer Kraft. 

   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 23  
Weiterverarbeitung von personenbezo-
genen Daten, Zweckbindung, Zweckän-

derung 
 
(1) Die Polizeibehörde kann personenbezo-
gene Daten, die sie selbst erhoben hat, wei-
terverarbeiten 
 

1. zur Erfüllung derselben Aufgabe und 
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2. zum Schutz derselben Rechtsgüter o-
der sonstigen Rechte oder zur Verhü-
tung oder vorbeugenden Bekämpfung 
derselben Straftaten.  

 
Satz 1 gilt entsprechend für personenbezo-
gene Daten, denen keine Erhebung voraus-
gegangen ist, mit der Maßgabe, dass für die 
Weiterverarbeitung der Zweck der Verarbei-
tung zu berücksichtigen ist. Für die Weiter-
verarbeitung von personenbezogenen Da-
ten, die aus Maßnahmen nach § 18 erlangt 
wurden, muss im Einzelfall eine Gefahr im 
Sinne des § 18 Absatz 1 vorliegen.  
 
(2) Die Polizeibehörde kann zur Erfüllung ih-
rer Aufgaben personenbezogene Daten zu 
anderen Zwecken als denjenigen, zu denen 
sie erhoben worden sind, weiterverarbeiten, 
wenn 
 

1. mindestens 
 

a) vergleichbar schwerwiegende Strafta-
ten verhütet oder vorbeugend bekämpft 
oder 
 
b) vergleichbar bedeutsame Rechtsgü-
ter oder sonstige Rechte geschützt wer-
den sollen und 
 
2. sich im Einzelfall Anhaltspunkte 

 
a) zur Verhütung oder vorbeugenden 
Bekämpfung solcher Straftaten ergeben 
oder  
 
b) zur Abwehr einer innerhalb eines ab-
sehbaren Zeitraums drohenden Gefahr 
für mindestens vergleichbar bedeut-
same Rechtsgüter oder sonstige Rechte 
erkennen lassen.  

 
Satz 1 gilt entsprechend für personenbezo-
gene Daten, denen keine Erhebung voraus-
gegangen ist, mit der Maßgabe, dass für die 
Weiterverarbeitung der Zweck der Verarbei-
tung zu berücksichtigen ist. Die §§ 24 und 
24a bleiben unberührt. Personenbezogene 
Daten, die rechtmäßig zu den in § 11 ge-
nannten Zwecken erhoben wurden, dürfen 
nicht zu anderen Zwecken genutzt werden. 
Für die Weiterverarbeitung von Daten, die 
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6. In § 23 Absatz 3 Satz 2 wird das Wort 

„und“ nach der Angabe „24a“ gestrichen. 

aus Maßnahmen nach § 18 erlangt wurden, 
gilt Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 mit der Maß-
gabe entsprechend, dass im Einzelfall eine 
Gefahr im Sinne des § 18 Absatz 1 vorliegen 
muss. 
 
(3) Abweichend von Absatz 2 können die 
vorhandenen, zur Identifizierung dienenden 
Daten einer Person, insbesondere Name, 
Geschlecht, Geburtsdatum, Geburtsort, der-
zeitige und frühere Staatsangehörigkeit, An-
schrift (Grunddaten), auch weiterverarbeitet 
werden, um diese Person zu identifizieren. 
Die §§ 24 und 24a und bleiben unberührt. 
 
(4) Abweichend von Absatz 2 können recht-
mäßig erhobene personenbezogene Daten 
allein zum Zwecke der Vorgangsverwaltung 
oder zu einer zeitlich befristeten Dokumenta-
tion weiterverarbeitet werden.  
 
(5) Bei der Weiterverarbeitung von perso-
nenbezogenen Daten stellt die Polizei durch 
technische und organisatorische Vorkehrun-
gen sicher, dass die Absätze 1 bis 4 beachtet 
werden. 
 
(6) Die Absätze 2 bis 5 gelten auch für die 
Weiterverarbeitung der im Rahmen der Ver-
folgung von Straftaten gewonnenen perso-
nenbezogenen Daten zum Zwecke der Ge-
fahrenabwehr im Sinne des § 1 Absatz 1. 
Eine suchfähige Speicherung dieser Daten 
in Dateisystemen und Akten ist nur über Per-
sonen zulässig, gegen die ein strafrechtli-
ches Ermittlungsverfahren eingeleitet wor-
den ist. 

   
7. § 31 wird wie folgt geändert:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 31 
Rasterfahndung 

 
(1) Die Polizei kann von öffentlichen Stellen 
und Stellen außerhalb des öffentlichen Be-
reichs die Übermittlung von personenbezo-
genen Daten einer unbestimmten Anzahl 
von Personen, die bestimmte, auf Verursa-
cher einer Gefahr im Sinne des § 4 vermut-
lich zutreffende Prüfungsmerkmale erfüllen, 
zum Zwecke des maschinellen Abgleichs mit 
anderen Datenbeständen verlangen, soweit 
dies zur Abwehr einer Gefahr für den Be-
stand oder die Sicherheit des Bundes oder 
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a) Absatz 3 Satz 1 wird aufgehoben.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

eines Landes oder für Leib, Leben oder Frei-
heit einer Person erforderlich ist (Rasterfahn-
dung). Der Datenabgleich soll den Aus-
schluss von Personen bezwecken; er kann 
auch der Ermittlung eines Verdachts gegen 
Personen als mögliche Verursacher einer 
Gefahr sowie der Feststellung gefahrenver-
stärkender Eigenschaften dieser Personen 
dienen. Die Polizei kann zur Ergänzung un-
vollständig übermittelter Daten die erforderli-
chen Datenerhebungen auch bei anderen 
Stellen durchführen und die übermittelten 
Datenträger zur Ermöglichung des maschi-
nellen Abgleichs technisch aufbereiten. 
 
(2) Das Übermittlungsersuchen ist auf Na-
men, Anschrift, Tag und Ort der Geburt so-
wie andere für den Einzelfall benötigte Daten 
zu beschränken; es darf sich nicht auf perso-
nenbezogene Daten erstrecken, die einem 
Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnis un-
terliegen. Von Übermittlungsersuchen nicht 
erfasste personenbezogene Daten dürfen 
übermittelt werden, wenn wegen erheblicher 
technischer Schwierigkeiten oder wegen ei-
nes unangemessenen Zeit- oder Kostenauf-
wandes eine Beschränkung auf die angefor-
derten Daten nicht möglich ist; diese Daten 
dürfen von der Polizei nicht genutzt werden. 
 
(3) Für nach Absatz 1 erlangte personenbe-
zogene Daten gilt § 16a Absatz 2 Satz 2 und 
3 entsprechend . Ist der Zweck der Maß-
nahme erreicht oder zeigt sich, dass er nicht 
erreicht werden kann, sind die übermittelten 
und im Zusammenhang mit der Maßnahme 
zusätzlich angefallenen Daten auf den Da-
tenträgern zu löschen und die Akten, soweit 
sie nicht für ein mit dem Sachverhalt zusam-
menhängendes Verfahren erforderlich sind, 
zu vernichten. Über die getroffene Maß-
nahme ist eine Niederschrift anzufertigen. 
Diese Niederschrift ist gesondert aufzube-
wahren, durch technische und organisatori-
sche Maßnahmen zu sichern und am Ende 
des Kalenderjahres, das dem Jahr der Lö-
schung der Daten oder der Vernichtung der 
Akten nach Satz 1 folgt, zu vernichten. 
 
(4) Die Maßnahme darf nur auf Antrag der 
Behördenleiterin oder des Behördenleiters 
durch den Richter angeordnet werden. Zu-
ständig ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk 
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b) Absatz 5 wird aufgehoben. 

die Polizeibehörde ihren Sitz hat. Für das 
Verfahren gelten die Vorschriften des Geset-
zes über das Verfahren in Familiensachen 
und in den Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit entsprechend. 
 
(5) Personen, gegen die nach Abschluss der 
Rasterfahndung weitere Maßnahmen durch-
geführt werden, sind hierüber durch die Poli-
zei zu unterrichten, sobald dies ohne Gefähr-
dung des Zwecks der weiteren Datennut-
zung erfolgen kann. Im Übrigen gilt § 17 Ab-
satz 5 und 6 entsprechend. 

   
8. § 33 wird wie folgt geändert:  
 
 
 

a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 33  
Benachrichtigung bei verdeckten und 

eingriffsintensiven Maßnahmen 
 
(1) Über eine Maßnahme gemäß § 16a Ab-
satz 1, §§ 17 bis 21 und 31 sind zu benach-
richtigen im Falle  

 
1. des § 16a Absatz 1 und des § 17, die 
Zielperson und die erheblich mitbetroffe-
nen Personen, 
 
2. des § 18 

 
a) die Person, gegen die sich die Maß-
nahme richtete,  
 
b) sonstige überwachte Personen oder 
 
c) Personen, die die überwachte Woh-
nung zur Zeit der Durchführung der 
Maßnahme innehatten oder bewohnten, 

 
3. der §§ 19 und 20,  
 
a) die Zielperson,  
 
b) die erheblich mitbetroffenen Perso-
nen, 
 
c) die Personen, deren nicht allgemein 
zugängliche Wohnung durch die Ver-
trauensperson oder den verdeckten Er-
mittler betreten wurde, 
 
4. des § 20a Absatz 1 Nummer 2 (Ver-
kehrsdaten) die Beteiligten der betroffe-
nen Telekommunikation, 
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aa) In Nummer 8 wird der Punkt am 
Ende durch ein Komma ersetzt. 

 
 

bb) Folgende Nummer 9 wird ange-
fügt:  

 
„9. des § 31 die Personen, ge-
gen die nach Abschluss der 
Rasterfahndung weitere Maß-
nahmen durchgeführt wurden.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

5. des § 20a Absatz 1 Nummer 3 (Nut-
zungsdaten) der Nutzer, 
 
6. des § 20b die Zielperson, 
 
7. des § 20c die Beteiligten der über-
wachten Telekommunikation, 
 
8. des § 21 die Zielperson und die Per-
sonen, deren personenbezogene Daten 
gemeldet wurden; die Benachrichtigung 
umfasst auch die Tatsache der Lö-
schung.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Die Benachrichtigung erfolgt, sobald dies 
ohne Gefährdung des Zwecks der Maß-
nahme, des Bestandes des Staates, von 
Leib, Leben oder Freiheit einer Person oder 
Sachen von bedeutendem Wert, deren Er-
haltung im öffentlichen Interesse geboten ist, 
möglich ist. Im Falle des Absatzes 1 Nr. 3 er-
folgt die Benachrichtigung erst, sobald dies 
auch ohne Gefährdung der Möglichkeit der 
weiteren Verwendung des Verdeckten Er-
mittlers oder der Vertrauensperson möglich 
ist. Wird wegen des zugrunde liegenden 
Sachverhaltes ein strafrechtliches Ermitt-
lungsverfahren geführt, ist vor Benachrichti-
gung der in Absatz 1 genannten Personen 
die Zustimmung der zuständigen Strafverfol-
gungsbehörde einzuholen. 
 
(3) Die Benachrichtigung nach Absatz 2 un-
terbleibt, soweit dies im überwiegenden Inte-
resse einer betroffenen Person liegt. Zudem 
kann die Benachrichtigung der gemäß Ab-
satz 1 Nummer 4 und 7 genannten Perso-
nen, gegen die sich die Maßnahme nicht ge-
richtet hat, unterbleiben, wenn diese von der 
Maßnahme nur unerheblich betroffen sind 
und anzunehmen ist, dass sie kein Interesse 
an der Benachrichtigung haben. Nachfor-
schungen zur Feststellung der Identität einer 
in Satz 2 bezeichneten Person sind nur vor-
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b) In Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe 
„Satz 1“ gestrichen. 

zunehmen, wenn dies unter Berücksichti-
gung der Eingriffsintensität der Maßnahme 
gegenüber dieser Person, des Aufwands für 
die Feststellung ihrer Identität sowie der dar-
aus für diese oder andere Personen folgen-
den Beeinträchtigungen geboten ist. Das Un-
terbleiben und die Zurückstellung der Be-
nachrichtigung sind zu dokumentieren. 
 
(4) Erfolgt eine Benachrichtigung gemäß Ab-
satz 2 Satz 1 nicht binnen sechs Monaten 
nach Abschluss der Maßnahme, bedarf die 
weitere Zurückstellung der richterlichen Zu-
stimmung. Die richterliche Entscheidung ist 
jeweils nach einem Jahr erneut einzuholen. 
Über die Zustimmung entscheidet das Ge-
richt, das für die Anordnung der Maßnahme 
zuständig gewesen ist. Bedurfte die Maß-
nahme nicht der richterlichen Anordnung, ist 
für die Zustimmung das Amtsgericht, in des-
sen Bezirk die Polizeibehörde ihren Sitz hat, 
zuständig. Nach zweimaliger Verlängerung 
ist die Zustimmung des für die Einlegung ei-
ner Beschwerde zuständigen Gerichts einzu-
holen. § 68 Absatz 4 des Gesetzes über das 
Verfahren in Familiensachen und in den An-
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar-
keit findet keine Anwendung. Sind mehrere 
Maßnahmen in einem engen zeitlichen Zu-
sammenhang durchgeführt worden, beginnt 
die in Satz 1 genannte Frist mit der Beendi-
gung der letzten Maßnahme. 
 
(5) Werden personenbezogene Daten von 
Kindern, die ohne Kenntnis der Sorgebe-
rechtigten erhoben worden sind, gespei-
chert, sind die Sorgeberechtigten durch die 
Polizei zu unterrichten, sobald dies ohne Ge-
fährdung des Zwecks der Maßnahme erfol-
gen kann. Von der Unterrichtung kann abge-
sehen werden, solange zu besorgen ist, 
dass die Unterrichtung zu erheblichen Nach-
teilen für das Kind führt. 
 
(6) Bei der Benachrichtigung gelten darüber 
hinaus die Vorgaben des § 48 Absatz 1 und 
Absatz 3 des Datenschutzgesetzes Nord-
rhein-Westfalen. Außerdem ist auf die Mög-
lichkeit nachträglichen Rechtsschutzes hin-
zuweisen. Die Benachrichtigung hat in klarer 
und einfacher Sprache zu erfolgen. 

   
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/7549 

 
 

20 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
9. In § 33b Absatz 2 wird die Angabe „8“ 

durch die Angabe „9“ ersetzt. 

 § 33b 
Protokollierung bei verdeckten oder ein-

griffsintensiven Maßnahmen 
 
(1) Bei einer Erhebung personenbezogener 
Daten gemäß § 16a Absatz 1, §§ 17 bis 21 
und 31 sind zu protokollieren 
 

1. das zur Datenerhebung eingesetzte 
Mittel, 
 
2. der Zeitpunkt des Einsatzes, 
 
3. die Angaben, die die Feststellung 
der erhobenen Daten ermöglichen und 
 
4. die Organisationseinheit, die die 
Maßnahme durchführt. 
 

(2) Zudem sind je nach Durchführung der 
konkreten Maßnahme die betroffenen Perso-
nen im Sinne des § 33 Absatz 1 Nummer 1 
bis 8 zu dokumentieren. 
 
(3) Nachforschungen zur Feststellung der 
Identität einer in § 33 Absatz 1 Nummer 4 
und 7 bezeichneten Person sind nur vorzu-
nehmen, wenn dies unter Berücksichtigung 
der Eingriffsintensität der Maßnahme gegen-
über dieser Person, des Aufwands für die 
Feststellung ihrer Identität sowie der daraus 
für diese oder andere Personen folgenden 
Beeinträchtigungen geboten ist. Die Zahl der 
Personen, deren Protokollierung unterblie-
ben ist, ist im Protokoll anzugeben. 
 
(4) Die Protokolldaten dürfen nur verwendet 
werden für Zwecke der Benachrichtigung 
nach § 33 und um der betroffenen Person o-
der der oder dem Landesbeauftragten für 
Datenschutz und Informationsfreiheit die 
Prüfung zu ermöglichen, ob die Maßnahmen 
rechtmäßig durchgeführt worden sind. Sie 
sind bis zum Abschluss der Kontrolle nach § 
33c aufzubewahren und sodann automati-
siert zu löschen, es sei denn, dass sie für den 
in Satz 1 genannten Zweck noch erforderlich 
sind. 
 
(5) § 55 des Datenschutzgesetzes Nord-

rhein-Westfalen bleibt unberührt. 
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 § 34b  
Aufenthaltsvorgabe und Kontaktverbot 

 
(1) Die Polizei kann zur Verhütung von terro-
ristischen Straftaten nach § 8 Absatz 4 einer 
Person untersagen, sich ohne Erlaubnis der 
Polizei von ihrem Wohn- oder Aufenthaltsort 
oder aus einem bestimmten Bereich zu ent-
fernen oder sich an bestimmten Orten aufzu-
halten (Aufenthaltsvorgabe), wenn  
 

1. bestimmte Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, dass die betroffene Per-
son innerhalb eines übersehbaren Zeit-
raums auf eine zumindest ihrer Art nach 
konkretisierte Weise eine terroristische 
Straftat nach § 8 Absatz 4 begehen wird 
oder 
 
2. das individuelle Verhalten der be-
troffenen Person die konkrete Wahr-
scheinlichkeit begründet, dass sie inner-
halb eines übersehbaren Zeitraums eine 
terroristische Straftat nach § 8 Absatz 4 
begehen wird. 

 
Unter den Voraussetzungen des Satzes 1 
kann die Polizei zur Verhütung von Strafta-
ten nach § 8 Absatz 4 einer Person auch den 
Kontakt mit bestimmten Personen oder Per-
sonen einer bestimmten Gruppe untersagen 
(Kontaktverbot). Die Befugnisse nach Satz 1 
und 2 stehen der Polizei auch zur Abwehr ei-
ner Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit ei-
ner Person oder für den Bestand oder die Si-
cherheit des Bundes oder des Landes zu. 
 
(2) Maßnahmen nach Absatz 1 werden auf 
Antrag der Behördenleitung oder deren Ver-
tretung durch das Amtsgericht angeordnet, 
in dessen Bezirk die Polizeibehörde ihren 
Sitz hat. Für das Verfahren gelten die Vor-
schriften des 7. Buches des Gesetzes über 
das Verfahren in Familiensachen und in den 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts-
barkeit entsprechend. Bei Gefahr im Verzug 
kann die Anordnung durch die zuständige 
Behördenleiterin oder den Behördenleiter o-
der deren Vertretung getroffen werden. ln 
diesem Fall ist die gerichtliche Entscheidung 
unverzüglich nachzuholen. Soweit die An-
ordnung nicht binnen drei Tagen durch das 
Gericht bestätigt wird, tritt sie außer Kraft. 
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10. In § 34b Absatz 3 Nummer 2 Buchstabe 

a werden nach der Angabe „Satz 1“ die 
Angabe „Alternative 1“ eingefügt und die 
Angabe „Nummer 1“ durch die Wörter 
„Satz 1 Alternative 2“ ersetzt. 

 
(3) Im Antrag sind anzugeben 
 

1. die Person, gegen die sich die Maß-
nahme richtet, mit Name und Anschrift, 
 
2. Art, Umfang und Dauer der Maß-
nahme, einschließlich 
 
a) im Fall des Aufenthaltsgebots nach 
Absatz 1 Satz 1 einer Bezeichnung der 
Orte, von denen sich die Person ohne 
Erlaubnis der zuständigen Polizeibe-
hörde nicht entfernen oder im Fall des 
Aufenthaltsverbots nach Absatz 1 Num-
mer 1, an denen sich die Person ohne 
Erlaubnis der zuständigen Polizeibe-
hörde nicht aufhalten darf, 
 
b) im Fall des Kontaktverbots nach Ab-
satz 1 Satz 2 der Personen oder 
Gruppe, mit denen oder mit welcher der 
betroffenen Person der Kontakt unter-
sagt ist, soweit möglich, mit Name und 
Anschrift, 
 
3. der Sachverhalt und 
 
4 eine Begründung. 

 
(4) Die Anordnung ergeht schriftlich. In ihr 
sind anzugeben 
 

1. die Person, gegen die sich die Maß-
nahme richtet, mit Name und Anschrift, 
 
2. Art, Umfang und Dauer der Maß-
nahme, einschließlich 
 
a) im Fall der Aufenthaltsanordnung 
nach Absatz 1 Satz 1 einer Bezeichnung 
der Orte, von denen sich die Person 
ohne Erlaubnis der zuständigen Polizei-
behörde nicht entfernen oder an denen 
sich die Person ohne Erlaubnis der zu-
ständigen Polizeibehörde nicht aufhal-
ten darf, 
 
b) im Fall des Kontaktverbots nach Ab-
satz 1 Satz 2 der Personen oder 
Gruppe, mit denen oder mit welcher der 
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betroffenen Person der Kontakt unter-
sagt ist, soweit möglich, mit Name und 
Anschrift und 

 
3. die wesentlichen Gründe. 

 
(5) Aufenthaltsanordnungen sowie Kontakt-
verbote sind auf den zur Abwehr der Gefahr 
jeweils erforderlichen Umfang zu beschrän-
ken. Sie sind auf höchstens drei Monate zu 
befristen. Eine Verlängerung um jeweils 
nicht mehr als drei Monate ist möglich, so-
weit ihre Voraussetzungen fortbestehen. Lie-
gen die Voraussetzungen nicht mehr vor, ist 
die Maßnahme unverzüglich zu beenden. 

   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 37 
Behandlung 

festgehaltener Personen 
 
(1) Wird eine Person auf Grund von § 10 
Abs. 3, § 12 Abs. 2 Satz 3 oder § 35 festge-
halten, ist ihr unverzüglich der Grund be-
kannt zu geben. 
 
(2) Der festgehaltenen Person ist unverzüg-
lich Gelegenheit zu geben, einen Angehöri-
gen oder eine Person ihres Vertrauens zu 
benachrichtigen, soweit dadurch der Zweck 
der Freiheitsentziehung nicht gefährdet wird. 
Unberührt bleibt die Benachrichtigungs-
pflicht bei einer richterlichen Freiheitsentzie-
hung. Die Polizei soll die Benachrichtigung 
übernehmen, wenn die festgehaltene Person 
nicht in der Lage ist, von dem Recht nach 
Satz 1 Gebrauch zu machen und die Be-
nachrichtigung ihrem mutmaßlichen Willen 
nicht widerspricht. Ist die festgehaltene Per-
son minderjährig oder ist für sie zur Besor-
gung aller ihrer Angelegenheiten ein Be-
treuer bestellt, so ist in jedem Falle unver-
züglich derjenige zu benachrichtigen, dem 
die Sorge für die Person obliegt. Dies gilt 
auch, wenn der Aufgabenkreis des Betreu-
ers die in § 1896 Abs. 4 und § 1905 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs bezeichneten Ange-
legenheiten nicht erfasst. 
 
(3) Die festgehaltene Person soll gesondert, 
insbesondere ohne ihre Einwilligung nicht in 
demselben Raum mit Straf- oder Untersu-
chungsgefangenen untergebracht werden. 
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11. Dem § 37 werden folgende Absätze 4 

und 5 angefügt: 
 

„(4) Aufgaben im Polizeigewahrsam 
können zur Unterstützung der Polizei-
vollzugsbeamtinnen und Polizeivoll-
zugsbeamten auch durch Bedienstete 
der Polizei, die nicht Polizeivollzugsbe-
amtinnen oder Polizeivollzugsbeamte 
sind, wahrgenommen werden. Das In-
nenministerium wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung den Umfang der die-
sen Bediensteten zustehenden polizeili-
chen Befugnisse zu bestimmen sowie 
weitere Regelungen für den Vollzug der 
Freiheitsentziehung im Polizeigewahr-
sam zu treffen. 
  
(5) Ein Vollzug der Freiheitsentziehung 
in Einrichtungen des Justizvollzugs fin-
det nicht statt. Die Vorschriften über die 
Amtshilfe nach dem Verwaltungsverfah-
rensgesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen bleiben unberührt.“ 

Männer und Frauen sind getrennt unterzu-
bringen. Der festgehaltenen Person dürfen 
nur solche Beschränkungen auferlegt wer-
den, die der Zweck der Freiheitsentziehung 
oder die Ordnung im Gewahrsam erfordert. 
Im Ausnahmefall, wenn dies zum Schutz der 
Person erforderlich ist, kann die festgehal-
tene Person mittels Bild- und Tonübertra-
gung offen beobachtet werden. Zur Wahrung 
der Intimsphäre kann der Toilettenbereich 
durch geeignete Sichtschutzwände abge-
grenzt werden. 

 
 
 
 
 

  

Artikel 2 
 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft. 
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Begründung:  
 
Allgemeiner Teil 
 
a) Das Innenministerium wird zum Erlass einer Rechtsverordnung zur Regelung des Vollzugs 
des Polizeigewahrsams ermächtigt. Das Rechtsregime des Gewahrsamsvollzugs wird in 
Deutschland seit jeher im Wege untergesetzlicher Verwaltungsvorschriften ausgestaltet, so 
auch in Nordrhein-Westfalen in Gestalt der Polizeigewahrsamsordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (RdErl. d. Innenministeriums - 43.57.01.08 - v. 20.3.2009). Mit dem am 20. 
Dezember 2018 in Kraft getretenen Gesetz zur Stärkung der Sicherheit in Nordrhein-Westfalen 
- Sechstes Gesetz zur Änderung des Polizeigesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen (GV. 
NRW. S. 684) wurde der Polizeigewahrsam rechtlich umgestaltet. Durch die Einführung neuer 
Gewahrsamstatbestände und die Ausweitung der Gewahrsamshöchstfristen bietet das Poli-
zeigesetz im Ländervergleich moderate sowie in rechtlicher und polizeifachlicher Sicht mo-
derne und rechtssichere Regelungen. Um der hohen Bedeutung der Betroffenenrechte gerade 
bei der eingriffsintensiven Freiheitsentziehung nicht nur auf Umsetzungsebene, sondern auch 
im Polizeigesetz Rechnung zu tragen, sollen die Vollzugsvorschriften nun rechtsverbindlich 
auf der Rechtsquellenebene der Rechtsverordnung geregelt werden.  
 
b) Aufgrund des großen Umfanges und der Bandbreite der polizeilichen Aufgaben und der 
gestiegenen aktuellen Herausforderungen, etwa durch die terroristische Gefährdungslage, 
muss der Einsatz von Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten auf Aufgaben fokussiert wer-
den, deren Wahrnehmung die in der polizeilichen Ausbildung erworbenen spezifischen Fähig-
keiten und Kenntnisse erfordert. Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte sollen daher im Ge-
wahrsamsdienst entlastet werden, indem nun auch Bedienstete, die keine Polizeivollzugsbe-
amtinnen und -beamte sind, hier eingesetzt werden können. Um diesen, in zahlreichen ande-
ren Ländern schon seit Langem zulässigen Einsatz auch von Nicht-Beamten bei der polizeili-
chen Aufgabenerfüllung in Nordrhein-Westfalen zu ermöglichen, wird eine entsprechende 
Rechtsgrundlage im PolG geschaffen. Die Länder Berlin, Niedersachen, Hessen, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt, Saarland, Rheinland-Pfalz und Bremen verfügen über Rechtsgrundlagen, die 
die Übertragung polizeilicher Aufgaben auf Personen, die nicht Polizeivollzugsbeamte sind, 
zulassen. In Berlin, Niedersachsen, Hessen und Sachsen können solche Personen auch bei 
der Gefangenenbewachung bzw. im Gewahrsamsdienst eingesetzt werden. Anders als in die-
sen Ländern werden jedoch in Nordrhein-Westfalen keine neuen statusrechtlichen Kategorien 
polizeilicher Akteure nach Vorbild der Hilfs- bzw. Wachpolizei eingeführt.  
 
c) Mit dem Gesetz wird auch die Befristung der in § 15c geregelten Maßnahme der Datener-
hebung durch den Einsatz körpernah getragener Aufnahmegeräte (sog. Bodycams) aufgeho-
ben. § 15c ist am 15. Dezember 2016 in Kraft getretenen und tritt am 31. Dezember 2019 
außer Kraft, falls der Landtag diese Vorschrift nicht zuvor entfristet. Ausschlaggebend für die 
befristete Einführung waren die hohen Fallzahlen von Gewaltdelikten gegen Polizeivollzugs-
beamtinnen und -beamte. Insoweit gibt es jedoch keinen Anlass, den dauerhaften Einsatz von 
Bodycams als präventives Mittel zur Reduzierung dieser Gewaltdelikte in Frage zu stellen. In 
Nordrhein-Westfalen nimmt die Gewalt gegen Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte seit 
Jahren stetig zu und hat ein besorgniserregendes Ausmaß erreicht. Verzeichnete das Landes-
kriminalamt Nordrhein-Westfalen im Jahre 2017 schon die sehr hohe Anzahl von 9026 Fällen 
(Gewaltdelikte gegen Polizeivollzugsbeamte insgesamt), so waren es im Jahr 2018 sogar noch 
mehr, nämlich 9308 Delikte. Das entspricht einer Steigerungsrate von 3,12%. 
 
Die Vorschrift und deren praktische Auswirkungen wurden zudem mittlerweile gemäß dem in 
§ 15c Abs. 9 Satz 1 PolG näher spezifizierten gesetzlichen Auftrag evaluiert. Zum Ergebnis 
der Evaluierung siehe den Bericht an den Landtag (Vorlage 17/2315 vom 31.07.2019).  
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d) Im Zusammenhang mit automatisierten Kraftfahrzeugkennzeichenkontrollen hat das 
BVerfG Ende 2018 entschieden, dass Identitätskontrollen an polizeilichen Kontrollstellen zur 
Verhütung von versammlungsrechtlichen Straftaten einen Eingriff in die Versammlungsfreiheit 
aus Art. 8 des Grundgesetzes darstellen und daher dem Zitiergebot unterfallen können 
(BVerfG Beschlüsse vom 18. Dezember 2018 - 1 BvR 2795/09 u. 1 BvR 3187/10, Rn. 62). 
Wenngleich die Beschlüsse unmittelbar nur die Rechtslage in Baden-Württemberg und Hes-
sen betreffen, so kommt den Entscheidungen grundsätzliche Bedeutung zu. In Nordrhein-
Westfalen dürfen Kontrollstellen nach § 12 Abs. 1 Nr. 4 PolG eingerichtet werden. Daher wird 
Art. 8 des Grundgesetzes nun auch in die mit dem Zitiergebot korrespondierende Vorschrift § 
7 PolG aufgenommen. 
 
e) Schließlich dient das Gesetz noch der Einfügung redaktioneller Änderungen bzw. Klarstel-
lungen. Am 29. Dezember 2019 ist das Gesetz zur Anpassung des Polizeigesetzes des Lan-
des Nordrhein-Westfalen und des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehör-
den (GV. NRW. S. 741) in Kraft getreten. Zuvor war bereits am 20. Dezember 2018 das Gesetz 
zur Stärkung der Sicherheit in Nordrhein-Westfalen - Sechstes Gesetz zur Änderung des Po-
lizeigesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen (GV. NRW. S. 684) in Kraft getreten. Beide 
Gesetze beinhalten zahl- und umfangreiche Regelungen und wurden im parlamentarischen 
Verfahren jeweils abgeändert. Die im parlamentarischen Verfahren gesondert behandelten 
Gesetzgebungsverfahren nehmen im Bereich des polizeilichen Datenschutzes inhaltlich auf-
einander Bezug. Im Zuge der ersten praktischen Umsetzung der Gesetze hat sich vereinzelt 
in diesem Bereich ein redaktioneller Änderungsbedarf bzw. ein Änderungsbedarf aus Gründen 
der Klarstellung anhand der gesetzgeberischen Intention gezeigt, der mit diesem Gesetz um-
gesetzt wird.  
 
 
Besonderer Teil  
 
Zu Artikel 1  
 
Nummer 1 (§ 7)  
 
Im Zusammenhang mit automatisierten Kraftfahrzeugkennzeichenkontrollen hat das BVerfG 
Ende 2018 entschieden, dass Identitätskontrollen an polizeilichen Kontrollstellen zur Verhü-
tung von versammlungsrechtlichen Straftaten einen Eingriff in die Versammlungsfreiheit aus 
Art. 8 des Grundgesetzes darstellen und daher dem Zitiergebot unterfallen können (BVerfG 
Beschlüsse vom 18. Dezember 2018 - 1 BvR 2795/09 u. 1 BvR 3187/10, Rn. 62). In § 7 ist 
das Grundrecht der Versammlungsfreiheit aus Art. 8 des Grundgesetzes bisher nicht genannt. 
Diese Einbeziehung erfolgt nun mit dem Gesetz. Das BVerfG hat die Parallelregelung des § 
18 Abs. 2 Nr. 5 des Hessischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung wegen 
Verstoßes gegen das Zitiergebot nicht für nichtig, sondern für mit der Verfassung unvereinbar 
erklärt und die Fortgeltung der Norm bis zum 31. Dezember 2019 angeordnet. Im Übrigen hat 
es die hier in Frage stehenden Vorfeldkontrollen für verfassungsgemäß erklärt. Insbesondere 
müssen sie nicht auf Fälle, in denen eine Gefahr unmittelbar bevorsteht beschränkt werden, 
da sie die selbstbestimmte Durchführung der Versammlung als solche nicht beeinträchtigen 
und diese schützen (vgl. BVerfG 1 BvR 142/15 Rn. 136).  
 
Nummer 2 (§ 15b) 
 
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung. Mit dem Gesetz zur Anpassung des 
Polizeigesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen und des Gesetzes über Aufbau und Befug-
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nisse der Ordnungsbehörden (GV. NRW. S. 741) wurden die in § 15b Satz 5 in Bezug genom-
menen Regelungen des § 24 Absatz 5 und 6 aufgehoben. Der Regelungsinhalt der Vorschrif-
ten wurde in § 24 Absatz 1 und 2 überführt.   
 
Nummer 3 (§ 15c)  
 
Buchstabe a) 
 
Die von einer Datenaufzeichnung betroffene Person kann ein Interesse daran haben, dass die 
Aufzeichnungen nicht gelöscht werden. Daher werden die in Absatz 4 Satz 2 aufgezählten 
Fallkonstellationen für einen Aufschub der Löschung um den Fall erweitert, dass die betroffene 
Person dies aus den genannten Gründen verlangt. Die ausdrückliche Aufnahme einer entspre-
chenden Regelung ist angebracht, da die in § 32 Absatz 3 enthaltenen Regelungen einen 
einstweiligen Datenerhalt auf Verlangen der betroffenen Person bisher nicht vorsehen. Die 
Einführung der Regelung, die auf den Erhalt der Daten zu Beweissicherungszwecken zielt, 
vervollständigt damit das bestehende Instrumentarium datenschutzrechtlicher Betroffenen-
rechte. So soll die nachträgliche Bewertung der Situation, ggf. auch unter Einbeziehung von 
rechtlicher Beratung, erleichtert werden. Die Aufnahme der zusätzlichen Regelung machte 
eine Neufassung des Satzes 2 notwendig. Aus Gründen der Übersichtlichkeit wurden die Aus-
nahmen von der in Absatz 4 Satz 1 angeordneten Löschpflicht in Satz 2 in einzelne Nummern 
aufgenommen. Die bereits bestehenden Ausnahmen von der Löschpflicht bleiben dabei un-
verändert. Mit dieser Änderung wird eine Ankündigung der Landesregierung aus dem Koaliti-
onsvertrag der NRW Koalition 2017-2022 umgesetzt. 
 
Buchstabe b)  
 
Mit der Änderung wird die bisher in § 15c Abs. 9 Satz 3 enthaltene Regelung zum Außer-Kraft-
Treten der Vorschrift am 31. Dezember 2019 aufgehoben und die Maßnahme damit, wie im 
Koalitionsvertrag der NRW Koalition 2017-2022 angekündigt, dauerhaft eingeführt. Die Maß-
nahme der Datenerhebung durch den Einsatz körpernah getragener Aufnahmegeräte (sog. 
Bodycams) stellt ein wichtiges und zeitgemäßes Instrument der polizeilichen Eigensicherung 
dar. Es ist mehr denn je zum Schutz und zur Stärkung der Rechte von Polizeivollzugsbeam-
tinnen und -beamten notwendig, denn die für die Einführung der am 15. Dezember 2016 in 
Kraft getretenen Vorschrift maßgebliche hohe Anzahl von Gewaltdelikten gegen Polizeivoll-
zugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte hat nicht ab-, sondern leider zugenommen. Ver-
zeichnete das Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen im Jahre der Einführung der Maß-
nahme 2017 schon die sehr hohe Anzahl von 9026 Fällen (Gewaltdelikte gegen Polizeivoll-
zugsbeamte insgesamt), so waren es im Jahr 2018 sogar noch mehr, nämlich 9308 Delikte. 
Das entspricht einer Steigerungsrate von 3,12%. Das hohe Niveau der Gewaltdelikte in Nord-
rhein-Westfalen entspricht auch dem bundesweiten Negativtrend. Die Zahl der bundesweit im 
Jahr 2018 erfassten Gewalttaten ist auf 38.109 Fälle gestiegen. Gegenüber dem Vorjahr 
(2017: 36.441 Fälle) bedeutet dies einen Anstieg um 4,6% (Auszug aus dem Bundeslagebild 
für 2018 „Gewalt gegen Polizeivollzugsbeamtinnen/-beamte“ des Bundeskriminalamtes).  
 
Gleichzeitig mit der Aufhebung der in § 15c Abs. 9 Satz 3 enthaltenen Befristung werden auch 
die Regelungen zur Evaluierung in § 15c Abs. 9 Satz 1 und 2 aufgehoben, da die Evaluierung 
mittlerweile abgeschlossen ist und der entsprechende Bericht dem Landtag vorliegt (Vorlage 
17/2315 vom 31.07.2019). 
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Nummer 4 (§ 19) 
 
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung. Mit dem Gesetz zur Anpassung des 
Polizeigesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen und des Gesetzes über Aufbau und Befug-
nisse der Ordnungsbehörden (GV. NRW. S. 741) wurden die in § 19 Absatz 2 Satz 2 in Bezug 
genommenen Regelungen des § 16 Absatz 2 Satz 2 und 3 aufgehoben. Der Regelungsinhalt 
der Vorschriften wurde in § 22b überführt. 
 
Nummer 5 (§ 20c) 
 
a) Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung. § 20c Absatz 8 Satz 7 verweist in 
seiner zweiten Alternative auf § 33 Absatz 4 Satz 7. Gegenstand der Regelung ist die Aufbe-
wahrungsfrist der Dokumentation der Erfassung und Löschung kernbereichsrelevanter Daten 
im Rahmen der (Quellen-) Telekommunikationsüberwachung. Die zweite Alternative sollte 
eine Löschung frühestens sechs Monate nach einer gerichtlichen Entscheidung über ein end-
gültiges Absehen von der Benachrichtigung der Betroffenen ermöglichen. Ein solches endgül-
tiges Absehen von der Benachrichtigung ist allerdings im PolG NRW nicht vorgesehen. Der 
entsprechende § 33 Absatz 4 Satz 7 des Gesetzentwurfs der Landesregierung (Drs. 17/2576) 
ist aufgrund des Änderungsantrags der der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP (Drs. 
17/4490) vor der Beschlussfassung des Landtags gestrichen worden. Der Verweis geht also 
materiell-rechtlich ins Leere.  
 
b) Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung, mit der der Regelungsinhalt des § 20c 
Absatz 12 in § 20c Absatz 10 überführt wird. Dies ist im Sinne einer übersichtlichen Rege-
lungstechnik sinnvoll, da § 20c Absatz 10 und 11 in der bisherigen Fassung nicht belegt sind.  
 
Nummer 6 (§ 23) 
 
Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung.  
 
Nummer 7 (§ 31) 
 
a) Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung. Mit dem Gesetz zur Anpassung des 
Polizeigesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen und des Gesetzes über Aufbau und Befug-
nisse der Ordnungsbehörden (GV. NRW. S. 741) wurden die in § 31 Absatz 3 Satz 1 in Bezug 
genommenen Regelungen des § 16 Absatz 2 Satz 2 und 3 aufgehoben. Der Regelungsinhalt 
der Vorschriften wurde in § 22b überführt. 
 
b) Die in § 31 Absatz 5 Satz 1 geregelte Benachrichtigungspflicht wurde mit Artikel 1 des Ge-
setzes zur Anpassung des Polizeigesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen und des Geset-
zes über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden vom 18. Dezember 2018 (GV. NRW 
S. 741) in die zentrale Vorschrift des § 33 überführt. Eine Einzelregelung in § 31 ist damit 
überflüssig. Bei der Aufhebung des Satzes 2 handelt es sich um eine redaktionelle Folgeän-
derung zur durch Artikel 1 des Gesetzes zur Anpassung des Polizeigesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen und des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden 
vom 18. Dezember 2018 (GV. NRW S. 741) erfolgten Aufhebung des § 17 Absatz 5 und 6. 
 
Nummer 8 (§ 33) 
 
a) Durch die neue Nummer 9 erfolgt eine auf die Maßnahme des § 31 bezogene Konkretisie-
rung der in § 33 Absatz 1 angeordneten Benachrichtigungspflicht. Die neue Nummer 9 ent-
spricht inhaltlich der mit der Nummer 7b) aufgehobenen Regelung des § 31 Absatz 5 Satz 1.  
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b) Durch die Änderung wird klargestellt, dass die weitere Zurückstellung der Benachrichtigung 
sowohl in den Fällen des Absatz 2 Satz 1, als auch in den Fällen des Absatz 2 Satz 2 der 
richterlichen Zustimmung unterliegt. 
 
Nummer 9 (§ 33b) 
 
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zur Aufnahme der Nummer 9 in § 33 
Absatz 1.   
 
Nummer 10 (§ 34b) 
 
Es handelt sich um eine klarstellende Änderung, welche verdeutlicht, dass sich Absatz 3 Nr. 
2 Buchstabe a) auf beide in Absatz 1 geregelten Varianten der Aufenthaltsvorgabe, nämlich 
des Aufenthaltsgebotes nach Satz 1 Alternative 1 und des Aufenthaltsverbotes nach Satz 1 
Alternative 2 bezieht.  
 
Nummer 11 (§ 37) 
 
Zu Absatz 4 
 
Zu Satz 1: Art. 33 Abs. 4 des Grundgesetzes (GG) normiert den sog. Funktionsvorbehalt. Die-
ser besagt, dass die Ausübung hoheitsrechtlicher Befugnisse als ständige Aufgabe in der Re-
gel Beamten zu übertragen ist. Die ständige Ausübung hoheitlicher Befugnisse durch Nicht-
beamte in größerem Umfang ist mit der Verfassung nicht vereinbar (BVerfGE 9, 268-291, 
<284>). Trotz dieser verfassungsrechtlichen Vorgabe lassen zahlreiche Bundesländer die po-
lizeiliche Aufgabenerfüllung durch Personen, die nicht Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte 
sind, in verschiedenen Aufgabenbereichen zu. Das gilt für die Länder Berlin, Niedersachen, 
Hessen, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Saarland, Rheinland-Pfalz und Bremen. Im Rahmen die-
ser Aufgaben stehen diesen Personen polizeiliche Befugnisse zu. Die rechtliche Ausgestal-
tung dieser Regelungen erfolgt in diesen Ländern organisatorisch durch Einrichtung eigener 
statusrechtlicher Kategorien polizeilicher Akteure in Form sog. Hilfs- bzw. Wachpolizeien.  
 
Nach § 5 Abs. 2 des Allgemeinen Gesetzes zum Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung in Berlin können Dienstkräfte, die nicht Polizeivollzugsbeamte sind, mit der Wahrneh-
mung bestimmter polizeilicher Aufgaben betraut werden. § 1 der Verordnung über die Wahr-
nehmung bestimmter polizeilicher Aufgaben durch Dienstkräfte der Polizei (PDieVO) be-
stimmt, dass zu diesen Dienstkräften u.a. Angehörige der Wachpolizei gehören. Nach § 2 
PDieVO erfolgt der Einsatz der Wachpolizei neben dem Bereich des Objektschutzes auch bei 
der Gefangenenbewachung. In Berlin stellen Polizeiangestellte den Großteil des bei der Ge-

fangenenbewachung eingesetzten Personals dar1. 
 
In Niedersachsen können Beschäftigte mit Aufgaben des Gewahrsamsdienstes betraut wer-
den, wenn sie zur Hilfspolizeibeamtin oder zum Hilfspolizeibeamten bestellt worden sind (vgl. 
§ 95 Niedersächsisches Polizei- und Ordnungsbehördengesetz in Verbindung mit Nr. 14.1 der 
Polizeigewahrsamsordnung Az.: 22.2-12340/1, Nds. MBl. 2009, 60 (juris)).  
 
Auch in Hessen kann die Wachpolizei im Gewahrsamsdienst eingesetzt werden (vgl. § 99  
Hessisches Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung in Verbindung mit § 13 Ver-
ordnung zur Durchführung des Hessischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung und des Hessischen Freiwilligen-Polizeidienst-Gesetzes in Verbindung mit Ziff.2.2 der 

                                                
1 https://www.berlin.de/polizei/dienststellen/direktion-einsatz/gefangenenwesen/ 
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Verwaltungsvorschrift zur Ausführung des § 13 HSOG-DVO, Az.: LPP 11 - 21 b 02 31-, StAnz. 
2017, 330 (juris)).  
In Sachsen umfassen die Aufgaben der Wachpolizei nach § 2 Gesetz über den Sächsischen 
Wachpolizeidienst, neben anderen Aufgaben auch Maßnahmen zur Unterstützung der Lan-
despolizei beim Vollzug des Gewahrsams.  
 
Aufgrund der großen Bandbreite und Menge der polizeilichen Aufgaben und der gestiegenen 
aktuellen Herausforderungen, etwa durch die terroristische Gefährdungslage, muss der Ein-
satz von Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten auch in Nordrhein-Westfalen auf Aufgaben, 
deren Wahrnehmung die in der polizeilichen Ausbildung erworbenen spezifischen Fähigkeiten 
und Kenntnisse erfordert, fokussiert werden. Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte sollen 
daher im Gewahrsamsdienst entlastet werden, indem nun auch Bedienstete (Regierungsbe-
schäftigte), die keine Polizeivollzugsbeamtinnen- und beamten sind, zu deren Unterstützung 
hier eingesetzt werden können. Anders als in den anderen Bundesländern wird hierfür jedoch 
in Nordrhein-Westfalen keine eigene Kategorie polizeilicher Akteure nach Vorbild der Hilfs- 
bzw. Wachpolizei eingeführt. Beim Einsatz von Regierungsbeschäftigten wird die Aufsicht wei-
terhin vor Ort von Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten ausgeübt. Damit bleibt die institu-
tionelle Absicherung qualifizierter und gesetzestreuer Aufgabenwahrnehmung weiterhin ge-
wahrt. Bedienstete, die nicht Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte sind, sind insbesondere 
nicht befugt, Aufgaben wahrzunehmen, die nach der Polizeigewahrsamsordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (RdErl. d. Innenministeriums - 43.57.01.08 - v. 20.3.2009) bisher der für 
das Polizeigewahrsam zuständigen Führungskraft bzw. dem aufsichtführenden Beamten zu-
geordnet sind.  
 
Der Einsatz von Regierungsbeschäftigten dient dem Zweck der Entlastung der derzeit im Po-
lizeigewahrsam eingesetzten Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten.  Durch eine Reduzie-
rung deren Einsatzes im Gewahrsamsdienst werden entsprechende Kapazitäten für hoheitli-
che Aufgaben freigegeben, deren Wahrnehmung die spezifischen Fähigkeiten und Kenntnisse 
von Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten erfordert. Trotz der seitens der Landesregierung 
erhöhten jährlichen Einstellungszahlen auf 2500 Kommissaranwärterinnen und -anwärter 
bleibt die Personalsituation in den Kreispolizeibehörden weiterhin unbefriedigend.  
 
Zu Satz 2 Alt. 1: Die nähere Ausgestaltung des Einsatzes von Regierungsbeschäftigten im 
Polizeigewahrsam, dazu zählen neben der ausdrücklich genannten Festlegung der Befug-
nisse etwa Fragen im Zusammenhang mit Ausrüstung und Dienstkleidung sowie mit den per-
sönlichen Voraussetzungen, werden im Verordnungswege geregelt.  
 
Mit Satz 2 Alt. 2 wird zudem eine Verordnungsermächtigung für Regelungen für den Vollzug 
des Polizeigewahrsams eingeführt. Das Rechtsregime des Gewahrsamsvollzugs wird in 
Deutschland seit jeher im Wege untergesetzlicher Verwaltungsvorschriften ausgestaltet, so 
auch in Nordrhein-Westfalen in Gestalt der Polizeigewahrsamsordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (RdErl. d. Innenministeriums - 43.57.01.08 - v. 20.3.2009). Nach der sog. We-
sentlichkeitstheorie des Bundesverfassungsgerichts dürfte aus Verfassungsgründen zwar 
keine Notwendigkeit zum Erlass von Rechtsvorschriften zum Vollzug des Polizeigewahrsams 
bestehen. Denn wie das Wort „Vollzug“ zum Ausdruck bringt, handelt es sich hier um Vor-
schriften, die die Umsetzung der Regelungen zum Polizeigewahrsam der §§35ff. PolG ledig-
lich für die Praxis konkretisieren. Die Grundrechtsrelevanz der Vollzugsvorschriften ergibt sich 
hierbei aus einer umsetzungsbedingten Perpetuierung der bereits mit den Regelungen des 
PolG verbundenen Grundrechtseingriffe. Damit wird die für die Bestimmung der „Wesentlich-
keit“ relevante Grundrechtsbetroffenheit weder intensiviert, noch bedarf die Regelungsmaterie 
einer gesetzgeberischen Leitentscheidung. Allerdings erscheint angesichts der mit dem Ge-
setz zur Stärkung der Sicherheit in Nordrhein-Westfalen - Sechstes Gesetz zur Änderung des 
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Polizeigesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen (GV. NRW. S. 684) angepassten Gewahr-
samsfristen eine Rechtsverordnung nunmehr angemessener und vorzugswürdig. Nordrhein-
Westfalen ist damit das erste Land, das die detaillierten Vorschriften zur Behandlung von Men-
schen im Polizeigewahrsam von der Ebene des Verwaltungsinnenrechts auf die Rechtsquel-
lenstufe des materiellen Rechts anhebt.  
 
Zu Absatz 5:  
 
Mit der im Zuge des Gesetzes zur Stärkung der Sicherheit in Nordrhein-Westfalen - Sechstes 
Gesetz zur Änderung des Polizeigesetzes (GV.NRW. S. 684) einhergehenden Verlängerung 
der Gewahrsamsfristen in §§ 35, 38 wurden die Polizeibehörden hinsichtlich einer eigenstän-
digen Durchführung eines längerfristigen Gewahrsams ertüchtigt, so dass ein Rückgriff auf die 
Justizvollzugsanstalten allenfalls im Rahmen der Amtshilfe nach §§ 4 ff. VwVfG NRW in Be-
tracht kommt.  
 
Zu Artikel 2  
 
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 


